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Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Dresden, 22. Febr. Heute Morgen iſt der Bildhauer 
Profeſſor Rietſchel geſtorben. 

Die Regierung hat den den Kammern vorgelegten, die Kir⸗ 
chen verordnung betreffenden Entwurf definitiv zurückgezogen. 

Konſtantinopel, 13. Febr. Pariſer Depeſchen, welche melden, daß die 
Unterhandlungen mit dem ottomaniſchen Pforten⸗Miniſter verweigert wor: 
den, haben eine Panik verurſacht. Fuad Paſcha verlangt 10 Millionen 
Piaſter, um die Stadt Damaskus und die Maroniten zu entſchädigen. — 
Die Pforte, ohne alle Mittel, will ihre Kupferminen veräußern und wird 
auch Ausländer zur Submiſſion zulafien. , 5 

In ihrer Antwort an Rußland verweigert die Pforte die Conferenz der 
Geſandten, weil dieſelben ihre Unabhängigkeit beeinträchtigen würden. Sie 
bereitet die Veröffentlichung einer Rechtfertigungsſchrift vor und verſpricht 
Reformen. 5 N 

Peſth, 20. Febr. Die Juſtizconferenz hat die Wiedereinführung des un⸗ 
gariſchen Wechſelgeſetzes mit einigen vom Comite beantragten geringen Mo: 
dificationen beſchloſſen, und den Antrag auf Hinausſchiebung eines Reacti⸗ 
virungstermins hierfür, ſo wie für andere wieder herzuſtellende Geſetze ver⸗ 
worfen. 2 . 

5 Ofen hat die Stadtrepräſentanz die Ausſchließung aller ſeit 1849 an 
geſiedelten Fremden, ſelbſt der Realitätsbeſitzer von ber Waß bereichen 
beſchloſſen. Ferner wurde die Beiſeitelegung von Aufforderungen zu Aera⸗ 
rialſteuern, Unterlaſſung von Eintreibungen der Rückſtände und Annahme 
ungeſtempelter Eingaben und Quittungen zum Beſchluß erhoben. 

Turin, 20. Febr. Nach bier eingetroffenen Nachrichten aus Neapel 
find Admiral Perſano und General Cialdini mit Truppen nach Meſſina ge⸗ 
gangen. Mazzacapo iſt nach Civitella del Tronto dirigirt und wird, falls 
deſſen Uebergabe verweigert werden ſollte, zum Angriff jhreiten. 

Paris, 20. Febr. Das offizielle Journal von Rom dementirt die Nach⸗ 
richt von Unterhandlungen mit dem turiner Kabinet. — Die Pforte ſoll die 
5 ablehnend beantwortet haben. 
— Franz II. würde, wie es heißt, Rom am 25. d. wieder verlaſſen. — 
Se kibe iſt geſtorben. s 

Agram, 19. Febr. Die Inſtallation des Obergeſpans des finmaner 
Gomitats wurde heute in Buccari unter dem Jubel der Bevölkerung voll: 
zogen. Eine Dankadreſſe wurde an Se. Majeſtät votirt, eine Dank und 
Vertrauensadreſſe an den Banus, deſſen baldige Inſtallirung am Landtage 
gewünſcht wird. Eine Dank⸗ und Vertrauensadreſſe für den Präſidenten 
Mazuranic, der ſeinen Poſten ohne Zuſtimmung der Nation nicht verlaſſen 
möge. Die Einführung des in alten Zeiten in Vinodol beſtandenen Ge⸗ 
ſchwornengerichtes beantragt. Wegen Einverleibung Dalmatiens und der 
betreffenden Theile von Iſtrien und Krain, Vertretung der Militärgrenze 
am Landtage, Belaſſung der Murinſel in statu quo bis zum Landtage Be⸗ 
ſchlüſſe gefaßt. - { N 

Prag, 19. Febr. In Pilſen ſtarb geſtern der verdienſtvolle böhmiſche 
Schriftſteller Dr. Feb Franz Smetana. 

Paris, 18. Febr. Es geht hier das Gerücht, daß auf der Oſtbahn 
wiederum eine Mordthat unter ähnlichen Umſtänden, wie die an Herrn 
Poinſot verübte, ſtattgefunden habe. Gleichzeitig, heißt es, habe man den 
berüchtigten Jud mit mebreren Soldaten des Artillerietrains in der Gegend 
von Dijon und in der Nähe der Eiſenbahn geſehen. 

Candtag. 
K. C. 8. Sitzung des Herrenhauſes vom 21. Februar. 

Praſident: Prinz zu Hohenlohe eröffnet die Sitzunv um 11% Uhr. 
Am Miniſtertiſche Graf v. Schwerin, Graf Pückler, und der Regierungs⸗ 
Commiſſar v. Kehler. — Die Tribünen ſind faſt leer. 5 

Nach Vereidigung einiger Mitglieder (darunter des Grafen Dyhrn) wird 
die Berathung der Novelle zur Städte⸗Ordnun fortgeſetzt. Die Aenderung 
zu § 20 (Regelung von Differenzen zwiſchen Magiſtrat und Stadtverordne⸗ 
ten) wird ohne Discuſſion genehmigt. Fe . 

Zu § 33 will die Regierung das Beſtätigungsrecht auf den Bürgermei⸗ 
ſter und Beigeordneten beſchränken; die Commiſſion verwirft die Aenderung. 
— Hr. Beyer für den Regierungsantrag: er bedauere, daß der Miniſter 

eſtern ſich auch mit dieſem Commiſſionsantrage einverſtanden erklärt, alſo 
en Antrag aufgegeben habe. Man ſpräche von Stabilität in der Geſetz⸗ 
ebung; die beſte Erhaltung ſei die Fortentwicklung; von Ueberſtürzung 

Önne feine Rede fein, wenn man nach über fünfzig Jahren die Frage auf: 
werfe, ob nicht an dem Beſtätigungsrechte etwas zu ändern ſei. Das Bedürf⸗ 
niß babe ſich in den letzten Jahren doch gewiß berausgeſtellt, das Beſtäti⸗ 
gungsrecht auf das äußerſte Maß zurückzuführen. Zwar dürften die Städte 
nicht kleine Republiken im Staate werden, und alle obrigkeitliche Gewalt im 
Staate müſſe aus der oberſten Staatsgewalt abgeleitet werden, aber ſo lange 
das Ober⸗Aufſichtsrecht des Staates beſtehe, ſei keine Gefahr. Daß eine ge: 
wiſſe Ungleichheit zwiſchen dem — der Beſtätigung bedürftigen Bürgermeiſter 
und den nicht erſt zu beſtätigenden Magiſtratsmitgliedern entſtehen würde, 
ſei nicht zu leugnen; aber eine ſolche Ungleichheit exiftire in gewiſſer Bezie⸗ 
hung ſchon jetzt; wenn daraus Verdächtigungen entſtänden, ſo könne ein 
tüchtiger Bürgermeiſter das rubig abwarten; die Hauptquelle ſolcher Ver⸗ 
dächtigungen, das Verhältniß der Beſoldung und Nichtbeſoldung, bleibe doch 
immer beſtehen. Man ſolle nur den Stadtverordneten das Gefühl der Ver⸗ 
antwortlichkeit für ihre Wahlen geben, das ſei die beſte Sicherung für die 
ſtädtiſchen und ſtaatlichen Intereſſen. 

Der Juſtizminiſter v. Bernuth iſt eingetreten. 

Graf Itzenplitz: Am bedentlichſten ſei die Theilung der Magiſtrats⸗ 
Mitglieder in Beſtätigte und Nichtbeſtätigte; das werde denn heißen: das 
find die Regierungsleute, das die Kommunalen; jo etwas müſſe die Thätig⸗ 
keit des tüchtigen Bürgermeiſters hemmen. Der etwaige Mißbrauch des 
Beſtätigungsrechts ſchließe den Werth deſſelben nicht aus. 

Herr v. Brinken bleibt ſo durchaus unverſtändlich, daß nur aus der 
Reihenfolge zu entnehmen iſt, derſelbe ſpreche für den Regierungsantrag. 
Herr v. Zander für die Beibehaltung der beſtehenden Geſetgebung, da 
ein Bedürfniß zur Aenderung nicht vorliege; die Magiſtrats⸗Mitglieder müß⸗ 
ten alle wie aus einem Guſſe hervorgehen. } 

Herr Rummel widerlegt die von der Commiſſion ausgeſprochenen Be⸗ 
fürchtungen; es könne vorkommen, daß ſowohl der Bürgermeiſter als der 
Beigeordnete „gleichzeitig behindert ſeien, ihrem Amte vor uſtehen, und daher 
das zunächſtſtehende (nicht beſtätigte) älteſte 1 5 des Magiſtrats die Ver: 
waltung zu übernehmen habe“; ferner „daß auf den Grund des § 62 wich: 
tige und recht eigentlich das Staatsintereſſe berührende Geſchäfte von an⸗ 
deren Mitgliedern des en Ole als den beiden nos deſſelben aus: 
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uführen ſeien; in beiden Fällen würde dem geichäftsjührenden > kagiſtrats⸗ 
lütgliede nach dem neuen Geſetzvorſchlage die Beſtätigung ermangeln, und 
daher die Staats⸗Regierung der auch nach ihrer Ueberzeugung nothwendigen 
Garantie entbehren.“ Dagegen müſſe doch gelten: quisque praesumitur 
bonus, donec probatur contrarium; wenn die eidliche erpflichtung der Ma⸗ 
giſtrats⸗Mitglieder nicht ſchütze, dann helfe die Beſtätigung auch nichts. 
Namentlich ſei der von der Regierung angeführte Grund enkſcheidend, da 
durch Beſchränkung des Beſtätigungsrechts eine Quelle von Konflikten ver: 
ſtopft werde. — Der Redner geht dabei den Pochhammerſchen Fall aus Halle 
bis ins Einzelnſte durch. Mancher würde Bedenken tragen, ein Magiſtrats⸗ 
amt anzunehmen, wenn er ſich der Beſtätigung der Regierung unterwerfen 
müſſe. Der Vorſchlag der Regierung ſei eine weſentliche Modifikation der 
Städteordnung; er trage mit dazu bei, die Gefahren zu beſeitigen, welche 
aus der Anwendung der Städteordnung drohen, und diene zur Sicherung 
des selfgovernment, 3 { 
Graf Rittberg: Er habe geftern gegen die Streichung des § 11 ger 
ſtimmt, weil er die Bedürfnißfrage verneine; in dem jezigen Falle ſei ein 
Bedürfniß zur Aenderung noch viel weniger vorhanden. Der Schwerpunkt 
in der kommunalen Verwaltung liege bei den Stadtverordneten, der Magi⸗ 
firat ſei nichts als die ausführende Behörde. Daß keine mißbräuchliche Anz 
wendung des Beſtätigungsrechtes ſtattfinden werde, könne man im Vertrauen 
auf die 17795 erwarten. g f 
Der Miniſter des Innern wiederholt die Erklärung, daß er mit dem 
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recht beibehalten werde oder nicht. Wenn vie Vertreter der großen Städte 
einander hierin widerſprechen, ſo ſei dies für die Regierung ein Moment 
mehr, in Bezug auf vorzunehmende Aenderungen vorſichtiger zu ſein (Bravo), 
umſomehr, als die Regierung die Macht habe, Mißbräuchen e 
ten. Das von einer Seite hervorgehobene Motiv, daß alle obrigkeitliche 
Macht von der höchſten Spitze des Staates oder von deren Organen ihren 
Ausfluß nehmen müſſe, wolle die Regierung nicht beſtreiten, und ſie hoffe, 
daß bei der in Ausſicht ſtehenden Vorlage wegen Regulirung der ortspoli⸗ 
zeilihen Gewalt daſſelbe Motiv hier den Ausſchlag geben werde. Heiterkeit.) 

Nachdem noch der Referent Haſſelbach den Antrag der Commiſſion 
befürwortet, wird derſelbe mit großer Majorität angenommen. (Dagegen 
ſtimmen Rummel, Bornemann, Grimm dc.) - 

Zu § 36 tritt die Regierung der Aenderung der Commiſſion bei, wonach 
die Beſchlüſſe der Stadtverordneten, wenn fie ſolche Angelegenheiten be: 
treffen, welche durch das Geſetz dem Magiſtrate zur Ausführung überwieſen 
ſind, der Zuſtimmung des letzteren bedürfen. (Der urſprüngliche Antrag der 
Regierung ging dahin, daß die Beſchlüſſe der Stadtverordneten „über Ange⸗ 
legenheiten der Gemeinde“ der Magiſtratszuſtimmung bedürfen.) Der Por⸗ 
ſchlag der Commiſſion wird ohne Discuſſion angenommen, ebenſo § 48 (Be⸗ 
fugniß der Stadtverordneten, durch die Geſchäftsordnung Ordnungsſtrafen 
gegen Mitglieder feſtzuſetzen), nach der von der Commiſſion gebilligten Faſſung 
der Vorlage. 

In § 50, bei welchem die Regierung keine Aenderung vorgeſchlagen hat, 
will die Commiſſion die Nr. 4 ſo faſſen, daß die Genehmigung der Regie⸗ 
rung nöthig ſei zur Veränderung in der Benutzung des Bürger⸗Vermögens, 
oder in den Nutzungen aus dem Kämmereivermögen. Es liegt hierzu ein 
Amendement der Herren v. Zander und Haſſelbach vor, wonach die 
Genehmigung der Regierung erforderlich ſein ſoll: 1) zur Veräußerung de. 
von Sachen die einen beſonderen wiſſenſchaftlichen, hiſtoriſchen oder Kunſt⸗ 
werth haben, namentlich von Archiven; 2) zu Anleihen, durch welche die 
Gemeinde belaſtet wird; 3) zu Veränderungen in der Benutzung des Bür⸗ 
gervermögens oder in den Nutzungen der Stadtbewohner aus dem Käm⸗ 
mereivermögen. Ein Unter⸗Amendement von Bornemann fügt hinzu: 
4) „für Städte, welche nicht über 10,000 Einwohner haben, zur Veräußerung 
von Grundſtücken und ſolchen Gerechtſamen, welche jenen geſetzlich gleickge⸗ 
ſtellt find.” Hr. Haſſelbach, als Berichterſtatter, empfiehlt den Vorſchlag 
der Commiſſion mit dem Zander'ſchen Amendement, erklärt ſich aber gegen 
das Unter⸗Amendement, welches von dem Antragſteller, Hrn. Bornemann, 
vertheidigt wird. Bei den großen Städten, wo die Zahl der Magiſtrats⸗ 
Mitglieder und der Stadtverordneten eine große ſei und eine bedeutende 
Summe von Kenntniſſen und Intelligenz in ſich berge, lönne man ſich der 
Sorgen über mögliche Verſchleuderung des Vermögens entſchlagen und die Vor⸗ 
mundſchaft aufheben. Der Miniſter des Innern billigt den Zuſatz der 
Comm. als eine ee Was das Zanderſche Amendement betreffe, 
ſo müſſe ſich die Regierung bei einer Annahme deſſelben die weitere Erwä⸗ 
gung vorbehalten. Eine Scheidung der Städte nach der Einwohnerzahl ſei 
außerordentlich ſchwer, doch ſei es nicht ohne Bedenken, allen Städten das 
Recht zu Veräußerungen zu geben. Das Oberaufſichtsrecht des Staates 
habe den Zweck, dafür zu ſorgen, daß nicht im Intereſſe der Gegenwart 
daß Stadiwermögen für die Zukunft allzuſehr belaſtet werde. Die Regie: 
rung behalte ſich deshalb ihre Entſcheidung vor. Beide Amendements wer⸗ 
den darauf nach einer unerheblichen Diskuſſion, an welcher ſich Graf 

tzenplitz und v. Meding — erſterer für beide Amendements — bethei⸗ 
ligen, abgelehnt und der Vorſchlag der Comm. angenommen. 

Eine a ee ig der 2 und den Anträgen der Comm. 
findet ſich nur noch bei $ 57 alinea I. Nach der Regierungsvorlage kann 
der 7 nur beſchließen, wenn mindeſtens die Hälfte, in Stadtgemein⸗ 
den, welche mehr als 100,000 Einwohner haben, mindeſtens ein Drittheil 
ſeiner Mitglieder zugegen iſt. Nach der Comm. ſoll in Städten von mehr 
als 30,000 Einw. mindeſtens ein Drittheil, „jedoch mit Einſchluß der befol: 
deten Mitglieder nie weniger als 5 Mitglieder“ anweſend ſein. — Durch 
Theilung der Abſtimmung (auf Antrag Krausnicks) werden die Worte „jedoch 
mit Einſchluß der beſoldeten Mitglieder“, welche von Graf Rittberg und 
Graf Itzenplitz für überflüſſig erkkärt worden, geſtrichen, und die Faſſung 
der Comm. ohne die bezeichneten Worte angenommen. 

„Die übrigen §§ werden darauf ohne Diskuſſion und zuletzt das Geſetz 
im Ganzen angenommen. 

Es folgt der erſte Bericht der Petitionscomm. Zu einer Petition 
der dramburger Kreisſtände wird Tages⸗Ordn. beantragt, dabei aber die Er⸗ 
wartung ausgeſprochen, daß die Angelegenheit wegen Ausgleichung der Trans: 
portkoſten für die Landwehr⸗Kavallerie⸗Uebungspferde im geſetzlichen Wege 
geregelt werde, bevor eine abermalige Landw.⸗Kavall.⸗Uebung ſtattfindet. Ohne 
Diskuſſion ſtimmt das Haus bei. In Bezug auf ſämmtliche ü rigen Peti⸗ 
tionen wird T.⸗O. vorgeſchlagen und ohne Diskuſſion angenommen. 

Der Miniſter des Innern hat durch Schreiben dem Präſidium angezeigt, 
daß dem Grafen von Solms⸗Sonnenwalde eine Einladung, ſeinen Sitz im 
Herrenhauſe einzunehmen, zugegangen ſei. 5 

Schluß der Sitzung 2½ Uhr. Nächſte Sitzung Sonnabend 12 Uhr. 


Sechszehute Sitzung des Hanfes der Abgeordneten. 


Präſ. Sim ſon eröffnet die Sitzung gleich nach 1 Uhr. Am Miniſter⸗ 
tiſche: v. d. Heydt und der Geh. Ober⸗Poſtrath Philippsborn. Für 
den Miniſter des Innern der Geh. Ober⸗Reg.⸗Rath v. Klützow und der 
Geh. Reg.⸗Rath Ribbeck. — (Der Abg. Wagener iſt in das Haus ein⸗ 
getreten, und hat ſeinen Platz neben dem Abg. v. Blanckenburg einge⸗ 
nommen.) — Zi: v. Rönne hat einen Antrag auf Reviſion der Fremden⸗ 
polizeigeſetze geſtellt; derſelbe wird der Gemeinde⸗Kommiſſion überwieſen. 

Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung — eine Wahlprüfung — wird 
ohne Debatte erledigt. 

Zweiter Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der Kommiſſion 
für Handel und Gewerbe über den Geſetzentwurf wegen Abänderung meh⸗ 
rerer Vorſchriften über die preuß. Portotare. Die Kommiſſion beantragt 
Genehmigung der Vorlage. 1 

Abg. Neihenfperger (Köln) heißt die Vorlage willkommen, und ſpricht 
ugleich fein Bedauern aus, daß die Kommifjion der Reſolution ihre Zu⸗ 
aun nicht gegeben habe, wonach die Staats⸗Regierung noch weitere 
8 bel der Portotaxe in Ausſicht nehmen möge. Er glaube auf die: 
em Gebiete ſei ein Drängen nicht nur gefahrlos, ſondern ſogar nützlich. 
Dahin gehöre namentlich die Herabsetzung u. Beſeitigung des Beſtellgeldes. 

Handelsminiſter v. d. Heydt verſichert, daß die Poſtverwaltung nicht 
unterlaſſen habe, die weitere Grmäpigung des Portos und die Aufhebung 
des Beſtellgeldes ins Auge zu ſaſſen. Schon ſeit mehreren Jahren würden 
Erörterungen darüber geführt; daß die Aufhebung wünſchenswerth ſei, be⸗ 
zweifle die Regierung nicht; es ſei indeſſen nothwendig, auf den Staatshaus⸗ 
halts⸗Etat Rückſicht zu nehmen, da der angenblickliche Ausfall durch Aufhe⸗ 
bung des Beſtellgeldes ſich auf 500,009 Thaler belaufen würde, die durch 
eine ſofortige Vermehrung der Korreſpondenz ſich nicht würde decken laſſen. 
Dennch werde die Regierung dem Gegenſtande ihre fortgeſetzte Aufmerkſam⸗ 
keit widmen. 5 Eee j i 

Abg. Reichenheim ſpricht die Hoffnung aus, daß noch auf andern Ge: 


bieten Ermäßigungen eintreten und Feſſeln fallen möchten, um uns konkur⸗ 


renzfähig mit andern Ländern zu machen. Eine andere Handelspolitik, eine 
andere Gewerbepolitik ſei nöthig, um dieſe Konkurrenz zu beſtehen. — Der 
Geſetzentwurf wird angenommen. 5 
Der letzte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der zweite Petitions⸗Bericht 
der Gemeinde⸗Kommiſſion. Die Beſchwerde aus dem Siegen ſchen wegen des 
Rechtes der Gemeinde-Vorſtoher, die Jagdangelegenheiten allein zu ver⸗ 
walten, will die Komm. der Regierung „als N aterial zu der in Ausſicht 
eſtellten Reviſion der Jagdgeſeßgeſetzgebung überweiſen.“ Auf den (vom 
Abg. v. Bockum⸗Dolffs unterſtützten) Antrag des Abg. v. Ammon geht da 
Haus zur Tagesordnung über. — Die Berathung der die geſetzliche Regu⸗ 
lirung des Einquartirungsweſens u. j. w. betreffenden Petition aus Neuß, 
beantragt Abg. Frings auszuſetzen, bis die von der Regierung in Ausſicht 
geſtellte Vorlage eingebracht ſei, und zwar in der Erwarkung, daß das noch 
in dieſer Seſſion geſchehe. Von den näheren Ausführungen des Abg. iſt 
nicht ein Wort zu verſtehen. Der Berichterſtatter Delius ſtimmt Namens 
der Kommiſſion zu, unter Betonung der Erwartung, daß noch in dieſer Seſſion 
die Vorlage erfolge, worüber ja wohl von den Vertretern des Miniſteriums 


Zeitun 


Gemeinde⸗Intereſſe fei nicht betheiligt bei der Frage, ob das Beſtätigungs⸗ 


tvedition: Herrenſtraße Nr. 2). Außerdem übernehmen alle Korte 


Aaſtalten Veſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


ehtmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Freitag, den 22. Februar 1861. 


Auskunft gegeben werde, — Das Haus nimmt den präjudiziellen Antrag 
des Abg. Fringsan. — Die denſelben Gegenſtand betreffenden Petitionen 
aus Minden und Düſſeldorf werden ohne Diskuſſion nach den A 
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der Kommiſſion durch Ueberweiſung zur Berückſichtigung reſp. durch moti 
Tagesordnung erledigt. 

Bei einer ſchon im vorigen Jahre berathenen Petition bemerkt der Kom⸗ 
miſſions⸗Bericht: „Da die jetzt vorliegende Petition keine neuen Thatſachen 


vorbringt, ſo hält die Kommiſſion es nicht für zuläſſig, auf die Berathung 


des Gegenſtandes nochmals einzugehen. 

Abg. Behrend (Danzig) beantragt, die Petition zur nochmaligen mate⸗ 
riellen Prüfung an die Kommiſſion zurückzuverweiſen, da die Discontinnität 
des Hauſes von einer Seſſion zur andern in allen andern Beziehungen an⸗ 
erkannt ſei. Das Haus verwirft den Behrendſchen Antrag und nimmt die 
von der Kommiſſion beantragte Tagesordnung an. 

Die Petition von Bürgern aus Rheda wegen Sicherung ihrer Gemeinde⸗ 
Intereſſen gegen die Anſprüche des ehemals reichsunmittelbaren Fürſten von 
Ventbeim⸗! heda will die Kommiſſion durch Tagesordnung befeitigen. Die 
Petition geht neben der Verwahrung gegen die Anſprüche des Fürſten auch 
auf Aufhebung des § 85 der weſtfäl. Landgemeindeorduung von 1856: „Die 
Verhältniſſe der vormals unmittelbaren deutſchen Reichsſtände in Beziehung auf 
die in ihren Anh reichsunmittelbaren Gebieten befindlichen Gemein: 
den und Aemter bleiben beſonderer Regulirung durch königl. Verordnung 
vorbehalten.“ Abg. v. Bockum⸗Dolffs beantragt eine motivirte Tages⸗ 
ordunng, bei der die Erwartung ausgeſprochen wird, daß bei den mit den 
Reichsunmittelbaren abzuſchließenden Receſſen der Vorbehalt gemacht werden 
ſolle, jeder Erbe der betreffenden Fürſtenhäuſer müſſe die Verfaſſung beſchwö⸗ 
ren. Der Abg. Waldeck beantragt Ueberweiſung an die Regierung zur 
Erwägung bei Regulirung der Rechtsverhältniſſe der Reichsunmittelbaren. 

Abg. v. Bockum⸗Dolffs: Nach Lage der Geſetzgebung würde wohl 
zur Tagesordnung übergegangen werden müſſen. Viele der Reichsunmittel⸗ 
baren hätten bereits den Eid auf die Verfaſſung geleiſtet, einige noch nicht, 
und was die Erben thun würden, das ſtehe noch dahin. Die Nothwendigkeit, 
den Eid zu fordern, trete deshalb hervor, weil dieſe Herren künftig das Recht 
haben ſollten, gewiſſe Hoheitsrechte auszuüben, und es ſcheine dies zu liegen 
ſowohl im Intereſſe der Regierten, wie auch des Staates, damit kein Staat 
im Staate ſich etablire und endlich im Intereſſe der Standesherren ſelbſt, 
damit ſie ſich als Theile des großen Ganzen zu erkennen gäben. 

Abg. Waldeck: Die Petition würde eingehender gefaßt ſein, wenn ſie 
von einem Juriſten abgefaßt wäre, allein nach Meinung der Petenten habe 
ſie große Eile. Die Petition ſei ſehr wichtig nicht blos fur die Stadt Rheda, 
ſondern für die ganze Provinz Weſtfalen, für den ganzen Staat. Die Frage, 
wie weit z. B. den Reichsunmittelbaren das Recht von der Regierung ein⸗ 
geräumt werden ſollte, Bürgermeister zu ernennen oder zu beſtätigen, ſei von 
der größten Wichtigkeit. Es handle ſich nicht darum, der geachteten und ge⸗ 
ehrten Perſönlichkeit des Fürſten von Bentheim entgegen zu treten, aber die 
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Petenten wollen preußiſche Unterthanen ſein, wie ihre übrigen Landsleute 


und dabei ſtänden ſie recht eigentlich auf dem Standpunkte eines preußiſchen 
Staatsbürgers. Der Redner berichtet über die Entſtehungsgeſchichte des 


§ 58 der weſtfäl. e eee der ſehr wenig präcis gefaßt ſei, 


da er ſich eigentlich au 


deordnung auch wirklich thue), aber nicht, wie es ſcheinen könne, auf eine 
neue erſt zu erlaſſende Verordnung. Auf dieſen § werde von den Standes⸗ 


die damals ſchon erlaſſene Verordnung vom Novem⸗ 
ber 1855 beziehen ſolle (wie der entsprechende § der rheiniſchen Landgemein⸗ 


herren ein großes Gewicht gelegt, und die Städte hätten wohl das Recht, 


deſſen Aufhebung reſp. Abänderung zu beantragen. Er habe nun das Ber: 
trauen zu der gegenwärtigen Staatsregierung, daß ſie dieſen S im Sinne 
der 
rechtliche Garantie dafür habe man doch nicht. Deshalb habe er ſeinen 
Antrag geſtellt, die Petition der Regierung 85 Erwägung zu über⸗ 
weiſen. Es ſei nicht möglich, ſofort einen Beſchluß zu faſſen. Die Petition 
hänge mit der Tragweite jener Verordnung zuſammen. Wie die damals 
von Herrn v. Patow gehaltenen Vorträge und der von Herrn v. Keller 


tigt, als nur eine „Wiederherſtellung“ von Rechten. Nun aber ſeien den 
Standesherren größere Rechte verliehen, als ihnen die Bundesakte verheißen, 
ja ſogar größere Rechte in dieſem Falle, als ſie früher beſeſſen hätten frü⸗ 
her waren nämlich die Bürger von Rheda berechtigt, ihren Bürgermeiſter zu 
er ohne Beſtätigung des Fürſten. Derſelbe hatte alſo das Recht der 
Beſtätigung nicht, und es konnte deshalb daſſelbe auch nicht wiederhergeſtellt 
werden, es ſei ihm dieſes Recht vielmehr neu verliehen worden. — Der 
Staat hätte gewiß das größte Intereſſe, daß ſowohl feine Rechte, wie die 
ſeiner Unterthanen nach jeder Richtung hin gewahrt würden. Es handele 
ſich hier zunächſt um die allgemein unbeſtimmte Faſſung des §85 der Land⸗ 
Gemeinde⸗Ordnung, um die Beſchränkung der Rechte der Standesberren auf 
das, was die Bundesakte ihnen gewähre. Es ſei beſſer, vor zu ſorgen, als 
nachher, und deshalb möge das Haus ſeinen Antrag annehmen. 

Abg. v. Vin cke (Hagen) beantragt den Punkt 2 der Petition, Aufhebung 
des § 85, der Staatsregierung zur Berückſichtigung zu überweiſen. 


Reg.⸗Commiſſar Geh. Rath Ribbeck: Die Regierung könne eine einzelne 


Petition nicht für den geeigneten Anlaß halten, um bezüglich derſelben in 
eine Erörterung der ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der Reichsunmittelbaren ein⸗ 
zugehen. Der Oberpräfident Herr v. Düesberg ſei noch mit den Verbands 
lungen zwiſchen der Regierung und dem Fürſten von Rheda auf Grund der 


Verordnung vom Nov. 1855 beſchäftigt, und die Regierung ſomit noch nicht 


in der Lage, Definitives mitzutheilen; ſie wiſſe noch gar nicht, welche An⸗ 
ſprüche der Fürſt mache. 


Abg. v. Vincke (Hagen) gegen die Anträge v. Bockum⸗Dolffs u. Waldeck. 


Der leßtere ſei in ſeiner Form gegen die langjährige Praxis des Hauſes, da 
eine Ueberweiſung „zur Erwägung“ der Würde des Hauſes nicht entspreche. 
Das Haus müſſe ſich jedem Antrage gegenüber poſitiv oder negativ verhal⸗ 
ten, zur Berückſichtigung überweiſen oder zur Tagesordnung übergehen. Im 
Weſentlichen ſei er mit dem Abg. Waldeck einverſtanden. Nach § 85 der 
weſtfäliſchen Landgemeinde⸗Ordnung ſei die Regierung im Stande, den ehe⸗ 
maligen Standesherren „Rechte“ einzuräumen, die noch über die Bundes⸗ 
Akte hinausgehen. Nun habe zwar die jetzige Regierung erklärt, daß ſie dieſe 
Rechte durch das Geſetz von 1854 und die Verordnung von 1855 für be⸗ 
grenzt erachte; man müͤſſe aber dafür eine geſetzliche Garantie haben, denn 
die vorige Regierung hätte andere Grundſätze gehabt, und eine folgende 
konnte möglicherweiſe ebenfalls darin die Grenzen weiter ziehen. Er befür⸗ 
worte deshalb den Antrag auf Abänderung jenes § der Landgemeinde⸗Ord⸗ 
nung, und überlaſſe die Initiative der Regierung. 

Abg. Reichenſperger (Köln) gegen den Vinckeſchen Antrag. 

Abg. Harkort findet es bedauerlich, daß Weſtfalen mit ſo vielen Mag⸗ 
naten geſegnet ſei, die ihr Geld im Auslande verzehren und ſich um die 
Heimat nicht kümmern. (Zuſtimmung.) Der Herzog von Arenberg und der 
Fürſt von Bentheim⸗Tecklenburg hätten bis jetzt nicht einmal ihren Sitz im 
Herrenhauſe eingenommen. Man gebe daher jenen Herren nicht ein Titelchen 
mehr, als ihnen wirklich und geſetzlich zubomme. (Bravo.) 


Reg.⸗Commiſſar Ribbeck: Er wolle nur Mißverſtändniſſen vorbeugen, 


und erkläre, daß er geſagt habe: es ſei der Regierung noch nichts von An⸗ 
trägen des Fürſten v. Bentheim bekannt; möglich ſei, daß er die (befürch⸗ 
teten) Anſprüche erheben könne oder auch ſchon erhoben habe: die Regierung 
werde dieſe Anträge nach Maßgabe des Geſetzes von 1854 und der Verord⸗ 
nung von 1855 prüfen, Mit dem Antrag des Abg. v. Vincke könne ſich die 
Regierung nicht einverſtanden erklären; ſie halte eine Aufhebung des § 85 
der Landgemeinde⸗Ordnung nicht für ein Bedürfniß und zwar deshalb, weil 


die Regierung anertenne, daß die Verordnung vom Novbr. 1855 darin ge⸗ 


meint ſei. 
Abg. v. Ammon für den Antrag v. B.⸗Dolffs: er freue fid, daß die 
Sache ſo ausführlich zur Sprache gekommen; 


Verordnung vom 12. November 1855 auffaſſen werde, aber eine 


erſtattete Kommiſſionsbericht bewieſen, ſei ausdrücklich nichts mehr beabſich⸗ 


er freue ſich, daß der Reg ⸗ 
8 Commiſſ. erklärt habe, es ſolle den Standesherren nicht mehr gegeben wer⸗ 


den, als fie früher beſeſſen hätten. Preußen müſſe nicht mehr geben, als 


dringend nothwendig fe: Bis 
Abg. Graf Cieſzkowski für die e ee Weil die Rechte der 

Standesherren, aA fie aus völkerrechtli 

halten werden müßten. 


chen Verträgen haben, aufrecht er⸗ 8 


Abg. Reichenſperger (Köln) beantragt: die Petition zugleich mit dem = 
Antrage des Abg. v. Bockum⸗Dolffs zur Vorberathung an dee Commiſſion 1 


zurückzuweiſen. 


ſions⸗Kommandanten Du Roy, dem ine: 


genden Angelegenheiten Verzögerungen in der Expedition herbei. 
hat ſich auf Meinen Reiſen, wenn der Kriegsminiſter Mich nicht be⸗ 


während deſſelben noch mehr hervortreten. 


Körpern gezählt werden. 


Der Abg. v. Bockum⸗Dolffs beſchränkt mit Rückſicht auf die Anträge 
von Waldeck und v. Vincke ſeinen Antrag auf den erſten Theil der Petition. 

Nachdem der Referent Zumloh (Münſter) den Antrag der Commiſſion 
auf Tagesordnung befürwortet, da das Haus in dieſer Sache nicht compe⸗ 
tent ſei, wird zum erſten Punkt der Petition die Tagesordnung, zum zwei⸗ 
ten der v. Vinckeſche Antrag auf Ueberweiſung an die Regierung zur Be: 
rückſichtigung angenommen. 

(Der Abg. Waldeck hatte vorher ſeinen Antrag zu Gunſten des v. Vincke⸗ 
ſchen zurückgezogen.). 5 
4 übrigen Petitionen werden nach den Anträgen der Commiſſion er⸗ 
edigt. a 

Schluß der Sitzung nach 34 Uhr. Nächſte Sitzung Montag 12 Uhr, 
Tagesordnung: Petitionsberichte und der Handelsvertrag mit Paraguay. 


Berlin, 21. Febr. [Amtliches.] Se. Maj. der König haben allergnä⸗ 
digſt geruht: Den rothen Adlerorden erſter Klaſſe: dem Prinzen Murat 
Hoheit; den rothen Adlerorden erſter Klaſſe in Brillanten: dem kaiſ. königl. 
öſterr. Feldmarſchall⸗Lieutenant v. Schmerling; den rothen Adlerorden 


erſter Klaſſe: dem königl. würtemberg. General⸗Lieutenant und Flügel-Ad⸗ 


-jutanten v. Baur, dem königl. belgiſchen General⸗Lieutenant und Divi⸗ 
) heſſ. General⸗Lieutenant 
v. Haynau, dem königl. ſchwed. General⸗Lieutenant Grafen v. Eſſen; 
den rothen Adlerorden erſter Klaſſe in Brillanten: dem königl. ſardiniſchen 
General und Armee⸗Corps⸗Kommandanten della Marmora; den rothen 
Adlerorden erſter Klaſſe: dem königl. niederländ. Gen.⸗Lieut. v. Stuers, 
dem königl. ſicilianiſchen General⸗Lieutenant Cutrofiano Grafen d' Ara⸗ 


gona zu verleihen. 


Se. M. der König haben allergnädigſt geruht, den Pächtern der 


königlichen Hausfideicommiß⸗Aemter Toeppendorf und Klein -⸗Obiſch, 


Ober⸗Amtmann Evers und Ober-Amtmann Metſcher, den Charak— 
ter als Amtsrath zu verleihen. 

Der bisherige Kreisrichter Kutſcher iſt zum Rechtsanwalt bei 
dem Kreisgericht in Stolp und zugleich zum Notar im Departement 
des Appellationsgerichts zu Cöslin, mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes 
in Stolp, ernannt worden. — Der bisherige Regierungs⸗Sekretariats⸗ 
Aſſiſtent Winkelmann iſt zum Geheimen revidirenden Kalkulator er: 
nannt worden. g 

Se. M. der König haben allergnädigſt geruht, dem G heimen 
Regierungs⸗Rath a. D., derzeitigen Ober-Inſpektor der Rheinſchifffahrt, 
Bitter zu Mannheim, die Erlaubniß zur Anlegung des von des Kai⸗ 
ſers von Rußland Majeſtät ihm verliehenen St. Annen⸗Ordens zwei⸗ 


ter Klaſſe; jo wie dem der Geſandtſchaft in Rom attachirten Lieute⸗ 


nant a. D. Freiherrn v. Vincke zur Anlegung des von des Königs 
beider Sieilien Majeſtät ihm verliehenen Ritter-Kreuzes des Konſtan— 
tiniſchen St. Georg⸗Ordens zu ertheilen. (St.⸗Anz.) 

Berlin, 21. Februar. [Cabinetsordre in Bezug auf 
Armee: Befehle.] Unterm 18. Jan. haben Se. Maj. der König 
an den Kriegsminiſter die folgende Cabinets⸗Ordre erlaſſen: 

Ich habe Ihnen nach Meiner Thronbeſteigung bereits mündlich er: 
offnet, daß Ich in Betreff der Bekanntmachung Meiner Befehle an 
die Armee eine Aenderung eintreten laſſen wolle. Bisher ſind ein⸗ 
zelne Armeebefehle und Ordres verſchiedenen Inhalts uncontraſig⸗ 
nirt, dagegen andere Armeebefehle, ſowie auch der größte Theil der 
Commando⸗Ordres contrafignirt der Armee oder den betreffenden 
Commandoſtellen ꝛc. bekannt gemacht worden. Dieſes Verfahren iſt 
dem Dienſte nachtheilig; es entſtehen daraus Irrungen und Unſicher⸗ 


heiten, und der Umſtand, daß die Commando-Ordres contra— 


ſignirt werden, führt bei dringenden und ohne Zeitverluſt zu erledi⸗ 
Dies 


gleitete, beſonders aber bei der letzten Mobilmachung, vielfach heraus⸗ 
geſtellt. Dieſe Mißſtände würden bei dem Ausbruch eines Krieges und 
Eine ordnende Feſtſtel⸗ 
lung iſt daher nothwendig. Ich will, daß alle Meine der Armee be⸗ 
kannt zu machenden Ordres den Charakter des militäriſchen Be⸗ 
fehls behalten; wobei Ich jedoch ausdrücklich bemerke, daß weder die 


Stellung des Kriegsminiſters, noch verfaſſungsmäßig beſtehende Normen 
alterirt werden follen. 


Ich beſtimme demgemäß auf Ihren Vortrag: 1) Armee Befehle, 
ſowie Ordres, welche Ich in Militär⸗Dienſtſachen oder Perſonal-Ange⸗ 
legenheiten erlaſſe, werden ohne Gegenzeichnung expedirt. 2) Sind 
in dieſen Ordres Beſtimmungen enthalten, welche auf den Militär⸗Etat 
von Einfluß ſind, oder andere Zweige der Militär⸗Verwaltung berüh⸗ 
ren, ſo findet folgendes Verfahren ſtatt: a) Sind dieſe Ordres nicht 
an den Kriegsminiſter gerichtet, ſo werde Ich die qu. Beſtimmungen 
demſelben mittels beſonderer Ordres, welche alsdann mit ſeiner 
Gegenzeichnung zu verſehen ſind, zugehen laſſen; b) ſind dieſe Ordres 
an den Kriegsminiſter zur weiteren Veranlaſſung gerichtet, fo hat der: 
ſelbe ſie behufs Aufbewahrung bei den Akten gegenzuzeichnen, ihren 
Wortlaut aber als einen Militärbefehl ohne Gegenzeichnung der Armee 
oder den betreffenden Commandoſtellen ꝛc. bekannt zu machen. 3) Außer⸗ 
dem verbleibt es in Bezug auf die von Mir in Armee-Angelegenheiten 
getroffenen Beſtimmungen, welche Ich dem Kriegsminiſter nicht durch 
Ordre bekannt mache, bei dem bisherigen Verfahren, ſo daß derſelbe 
von Allem rechtzeitig Kenntniß erhält. 4) Alle übrigen, nur die Mi⸗ 
litär⸗Verwaltung im Allgemeinen oder in ihren einzelnen Zweigen be: 
treffenden Ordres, ſowie alle anderen Ordres in Armee⸗Angelegenheiten, 
welche die Etats alteriren oder ſonſt einen Regierungsakt enthalten, 
werden, wie bisher, vor der Abſendung mit der Gegenzeichnung 
des Kriegsminiſters verſehen. — Sie haben das hiernach Erforderliche 
zu veranlaſſen. 

Ein in der Stadt vielfach umlaufendes Gerücht bezeichnet den Ueber⸗ 
gang des Frhr. v. Schleinitz vom Minifterium der aus wärti⸗ 
gen Angelegenheiten auf das des könig lichen Hauſes als be⸗ 
vorſtehend. Schon jetzt glauben wir ausſprechen zu dürfen, daß ſelbſt 
dieſes Gerücht nicht von der Vorausſetzung ausgeht, es ſolle eine Aende⸗ 
rung in der Leitung der auswärtigen Verhältniſſe eintreten, ſich viel: 
mehr lediglich darauf gründet, daß eine definitive Beſetzung des Haus: 
miniſteriums jedenfalls in der nächſten Zeit ſtattfinden muß. (N. Pr. Z.) 


Frankreich. 

Paris, 19. Febr. [Finanzielles.] Man ſpricht nicht mehr 
von Gaeta und Franz II., nicht von Napoleon Jerome und Patterſon, 
ſelbſt vom Papſt und dem römiſchen Stuhle nicht, ſeitdem Mires nach 
Mazas geführt iſt. Außer Mires ſollte auch Herr Solar verhaftet 
werden. Herr Solar iſt auch eines der Meteore, die noch vor zwei 
Jahren Boͤrſe und Salons erleuchteten und ſeitdem zu den dunkeln 
Er hat an vielen Mireésſchen Operationen 
theilgenommen, ſich aber ſchon vor Monaten von den Geſchaͤften zu⸗ 
rückgezogen und am Ende des vorigen Jahres ſelbſt ſeine unvergleich⸗ 
liche Bibliothek, Autographenſammlung und Gemäldegalerie liquidirt. 
Die Verhaftung iſt nicht vollzogen worden, der Inſtructionsrichter hat 
es bei der Vernehmung bewenden laſſen. Graf St. Simon, Präſi⸗ 
dent des Adminiſtrationsraths der Caisse des Chemins de ler, wird 
der Ladung des Inſtructionsrichters ebenfalls nicht ohne Herzklopfen 
Folge geleiſtet haben, aber auch er befindet ſich noch auf freiem Fuße. 
Die Schadenfreude feiert ihre Orgien, und die Reihen der tßeilnehmen⸗ 
den Freunde, die Mieres und die Seinigen um ſich geſammelt hatten, 
haben ſich in dem Maße gelichtet, in dem der Hochmuth des Parvenu 
beleidigender wurde. Man zittert für den Grafen Morny. Ich habe 
jedoch die Ueberzeugung, daß die Unterſuchung nicht eingeleitet worden 
wäre, wenn Graf Morny nicht bereits geſchützt wäre. Man erinnert 
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ſich, daß vor der Eröffnung des legislativen Körpers Interpellationen 
von Jules Favre wegen der Finanzicandale, in welche hohe Perſonen 
verwickelt ſeien, angekündigt wurden. Man ſagt, dieſe Interpellationen 
ſeien in den Büreaux gefallen, und die energiſche Verfolgung von Mi⸗ 
res ſei die Antwort, die Perſigny den Beſchuldigungen der republika⸗ 
niſchen Deputirten giebt. Nach der finanziellen Seite dieſes Ereigniſſes 
habe ich zu bemerken, daß die Eiſenbahn⸗Caiſſe ſolvent erhalten iſt. 
Herr v. Germiny, der Bankgouverneur, hat die General-Adminiſtration 
übernommen, und führt dieſe im Intereſſe der Aktionäre und der Mi⸗ 
résſchen Gläubiger. Der Sequeſter des Vermögens iſt proviſoriſch 
verhängt, auch die Journale, die zu den Unternehmungen der Caiſſe 
gehören, haben offizielle Gérants erhalten. Der Vorſchuß von 
25 Millionen Francs, den die Bank von Frankreich dem Tre— 
ſor gemacht hat, findet ſich ſchon in der Monats-Bilanz vom 
15. d. M. Das Auſſehen, das dieſe Nachricht macht, iſt allerdings 
gerecht aber verſpätet. Noch größer würde die Senſation ſein, wenn 
die Erklärung, die man für das Geſchäft giebt, wahr wäre. Ich weiß 
darüber nichts Authentiſches, was ich erzähle, iſt daher nicht verbürgt, 
es eireulirt aber und wird geglaubt. Die 25 Mill. ſeien nämlich, wie 
geſagt wird, nur der Reſt einer Anleihe von 100 Mill. Fr., welche die 
Bank dem Kaiſer — oder wenn Sie lieber wollen, dem Staatsſchatz — 
im Laufe des Dezember und Januar gemacht hätte. Ueber die 
Zwecke, zu denen dieſe Summe verwendet wurde, geht die Meinung 
ſehr auseinander, fie find zum Theil perſoͤnlicher Art, und ich übergehe 
ſie. Die Summe ſollte bis zur Aufſtellung der Bilanz vom Januar 
zurückgewährt werden, die Rückzahlung iſt jedoch unterblieben und wurde 
bis zur Februar⸗Bilanz vertagt. Es iſt aufgefallen, daß mit der Ver⸗ 
oͤffentlichung gezögert wurde. Sie erſchien am 15., während jene 
Bilanz ſonſt zwiſchen dem 8. und 12. veröffentlicht wird. Man ver⸗ 
muthet, daß verſucht worden iſt, die ganze Summe bis dahin zu reſti⸗ 
tuiren, daß aber die Kräfte hinter dem Willen zurückgeblieben und den 
Reit von 25 Mill. gelaſſen haben. (B. u. 9. 3.) 


Breslau, 22. Febr. [Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: Schweidnitzer⸗ 
Stadtgraben Nr. 23 ein ſilberner Cigarrenbecher, ein ſtarker ſilberner Ch: 
löffel, gez. F. G., ein weißleinener Kinderbett⸗Ueberzug und eine rothkarrirte 
ſeidene Schürze mit Krauſen; Büttnerſtraße Nr. 10 u. 11 ein blaugeſtreiftes 
Frauenkleid, ein gelbes Tuch, ein braunes Halstuch, eine blaue Küchenſchürze, 
ein Paar braune wollene Strümpfe und ein Paar Zeugſchuhe; Ritterplatz 1 
ein grauer Düffelmantel, deſſen Kragen mit einem breiten pelzartigen Beſatze 
verziert iſt; Gartenſtraße Nr. 14 eine Quantität Roßhaare,eirca 6 Pfund; 
einem Rittergutsbeſitzer bei Gelegenheit ſeines Umzuges von ſeinem im Kreiſe 
Oels belegenen Landgute nach Breslau ein Koffer, in welchem ſich nach⸗ 
ſtehend benannte Gegenſtände befanden, als: ſechs ſilberne Eßlöffel, gez. 
v. d. M., fünf ſilberne Theelöffel, gez. v. d. M., drei ſilberne Servietten: 
bänder, zwei davon gez. v. d. M., ein Serviettenband von blauen und weißen 
Perlen, ein Serviettenband von geſchnitztem Holz, ein Serviettenband von 
blauem und ſchwarzem Wachsſtoff, mit der Aufſchrift „Hildesheim“, 
drei Stück Meſſer und Gabeln mit ſchwarzen Schalen, und zwei große Tiſch⸗ 
und mehrere lleine Bürſten; Mathiasſtraße 20 ſechs Stück Hühner verſchie⸗ 
dener Gattung. 8 

Gefunden wurde: ein ſchwarzer Muff mit weißem Futter und ein weißes 
Taſchentuch, gez. „Mathilde.“ 

[Selbſtmorde.] In der Nacht vom 19. zum 20. d. M. erhing ſich im 
hieſigen Polizei⸗Gefängniß ein Haushälter, und am 20. d. M. Nachmittags 
ebendaſelbſt ein Tagearbeiter, beide unter Benutzung ihrer Halstücher. Die⸗ 
ſelben waren Tages vorher wegen verübter. Diebjtähle polizeilich feſtgenom⸗ 
men worden. 

Ferner erhing ſich am 21. d. Mts. Vormittags auf einem Heuboden ein 
Bewohner der Bohrauer⸗Straße. \ (Pol.⸗Bl.) 


= bar Bi a 8 Leichnams⸗ aut ee le 
verurſachten geſtern eutende Arbeiten, und ein i * de 
Lelchnamsbrdcl wiel Gegah bre et de ruf mia cube dier 
ewaltig vordrängenden Eiſe ein Joch weggebrochen und ein zweites aus 
einer Lage gebracht. Auf Benachrichtigung erſchienen ſofort Herr Polizei⸗ 
Präſident v. Kehler und Herr Stadt⸗Baurath v. Roux, um energiſche 
Maßnahmen anzuordnen. Die Brücke wurde theilweiſe abgeſperrt und das 
Eis durch Sprengen gelüftet. (Die an der Brücke verurſachten Schäden 
dürften bald wieder hergeſtellt ſein und eine Stockung des Verkehrs nicht 
eintreten.) — Durch Lüften wurde jetzt die Spitze des Eiskeiles an 
der. Worder- Dombrüde, woſelbſt auch das Waſſer ſeine Strömung 
nach dem Claren-Mühlen-Wehr zu bat, in einzelnen Schollen 
abgetrieben, welches nunmehr zur Folge hatte, daß der eine Theil des 
Eiſes am Logengarten entlang ſich Abends um 6 Uhr in Bewegung jebte; 
und durch die Vordombrücke nach und nach fortging, ſo daß um 7 Uhr dieſer 
Arm der Oder frei wurde. Der Haupt⸗Abgang des Eiſes erfolgte jedoch zwi⸗ 
ſchen 6 und 7 Uhr, um 8 Uhr Abends war der Strom vom Eiſe völlig frei. 
Das Fallen des Waſſers war bedeutend; jo zeigte heute Morgen 8 Uhr der 
Stand an dem Oberpegel 16 Fuß, am Unterpegel 5 Fuß. Heute zeigt ſich 
der Oderſtrom ganz frei vom Eiſe, nur wenige Schollen liegen noch an den 
Ufern. Kaum haben aber die letzten Eismaſſen uns verlaſſen, ſo regt ſich 
auch der Verkehr auf dem Strome; bereits ſind 5 mit Eiſen beladene Kähne, 
welche bei Oppeln überwintert, heute die Oberſchleuſe paſſirt. 


zelegeaphiiepe Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Paris, 21. Febr., Nachm. 3 Uhr. Die Zproz. eröffnete zu 68, fiel 
auf 67, 90 und ſchloß bei geringem Geſchäft in matter Haltung zur Notiz. 
Conſols von Mittags 12 Uhr waren 91% eingetroffen. Sſschluß⸗Courſe: 
Zproz. Rente 67, 95. 4 proz. Rente 97, 90. Zproz. Spanier 47%. Iprz. 
Spanier 40%. Silber⸗Anleihe —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 482. 
. 652. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien —. Oeſterr. Kredit⸗ 
Aktien —. 

London, 21. Februar, Nachm. 3 Uhr. Flaue Börſe. Silber 61%. 
Conſols 91%. Iprz. Spanier 40%, Mexikaner 23%. Sardinier 81. öprz. 
Ruſſen 101½. 4% prz. Ruſſen 91. 1 ’ 

Wien, 21. Febr., Mittags 12 Uhr 30 Min. Im Verlauf der Börſe günftiger. 
5pro;. Met. 66, 50. 4 proz. Met. 57, 25. Bankaktien 740. Nordbahn 
217, 20. 1854er Looſe 86, 50. National⸗Anlehen 77, 70. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 288, —. Creditaktien 169, —. London 147, 75. Hamburg 
110, 50. Paris 58, 50. Gold —, —. Silber —, —. Eliſabetbahn 187, —. 
Lomb. Eiſenbahn 190, —. Neue Looſe 113, — 1860er Looſe 82, —. 

Frankfurt a. M., 21. Febr., Nachm. 2 Uhr 30 Min. Feſt bei nicht 
belangreichem Umſaß. Schluß ⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Berdach 130%: 
Wiener Wechſel 79%, Darmſt. Bankaktien 181. Darmſt. Zettelbank 235%. 
5proz. Metall, 42%. 4 prz. Metall. 33%. 1854er Looſe 5674. Oeſterr. 

ational⸗Anleibe 50 J. Oeſlerr. Franz. Staats⸗Ciſenb.⸗Aktien 226. Oeſt. 
Bant⸗Antheile 582. Oeſt. Credit⸗Aktien 132. Neueſte ölterr. Anleihe 56%. 
Oeſterr. e 125%. Mhein⸗Nahe⸗Bahn 25. Mainz⸗Ludwigshafen 
Litt. A. 99. . 

Hamburg, 21. Febr. Nachm. 2 Uhr 30 Min. Sehr ſchwaches Geſchäft 
aber ſeſt. Norddeutſche Bank mehr angetragen. Schluß⸗Courſe: Natio⸗ 
nal⸗Anleihe 51%. Oeſterr. Credit⸗Aktien 56%. Vereinsbank 99%. Nord⸗ 
deutſche Bank 83%. Diskonto Wien —, —. , 

Hamburg, 21. Februar, [Getreidemarkt.] Weizen loco und ab 
auswärts ſehr ſtille. Roggen loco ſtille, ab Königsberg pr. Frühjahr zu 
geſtern bezahlten 80 Thalern eher Brief. Oel flau, pr. Mai 23%, pr. Ol: 
tober 24%. Kaffee, 1000 Sack Rio zu 6% verkauft. 

Livervool, 21. Februar. [Baumwolle.] 4000 Ballen Umſaß. — 
Markt ſehr jtille, 


Berlin, 21. Febr. Trotz der täglich machſenden Verwickelungen in Un: 
ar une ech ſelbſt die pariſer Courſe nicht zur Hauſſe ermuthigen, be 
ebt ſich in Wien das Vertrauen, und die allen Berichten zufolge nahe be⸗ 
vorſtehende Publication der Reichsperfaſſung unterſtützt an der wiener Börſe 
die Meinung, daß dann eine gütliche Löſung der Nationalitätsſtreitigkeiten 
unter den Völkern der öſterreichiſchen Monarchie möglich ſein werde. Wäh⸗ 
rend daher, auf der einen Seite die Ueberzeugung von der Unheilbar⸗ 
keit der Finanzverhaͤltniſſe die Valuta drückt, heben ſich andererſeits die 
Effectencourſe. Namentlich iſt ſchon ſeit mehreren Tagen für öſterreichiſche 
Creditactien die Meinung in Wien ſehr günſtig. Die dane Oj auf 


unſere Börſe blieb um fo weniger aus, als hier auch für andere Effekten 
gute Kaufluſt ſich ſofort einſtellt, wenn die Stimmung etwas von ihrer Muth⸗ 
loſigkeit verliert. Heute waren beſonders Eiſenbahnaktien wieder recht bes 
lebt, und die zum Theil erhöhten Courſe erhielten ſich meiſtens noch als Geld⸗ 


Notirungen. In zweiter Reihe n die öſterr. Effekten, doch war auch 
in dieſen der Umſatz nicht unbedeutend, beſonders in österr. Creditaktien. 
n preuß. Fonds war es ſtill; auch Diskonten gingen nur ſpärlich um und 
ei der Abundanz am Geldmarkte ſelbſt mit 2% %. 5 
Wechſel waren belebt; kurz Holland offerirt, langes in ſchwacher Frage, 
Banco verkäuflich und in kurzer Sicht , in langer X erhöht. London 
gewann 7 Sgr. und ließ ſich leicht plackren, doch war die Dringlichkeit der 
Käufer verſchwunden, kurz London war offerirt, man handelte es vereinzelt 
mit 7%, meiſt indeß nur zu 6% % Zinſen. Mittelſichten waren eben ſo wie 
ſolche in pariſer Briefen am Markte; lang Paris war gut zu laſſen und %, 
theurer. Wien wurde % Thlr höher notirt; für Augsburg und Frankfurt 
blieb Geld, dagegen waren kurze Sichten angetragen. Petersburg erholte 
ſich wieder um % (hinter geſtern blieb es noch 40 zurück) und zeigten ſich 
Käufer dafür; auch Bremen ließ ſich placiren. Warſchau wich um %, dazu 
aber war guter Begehr bemerkbar, jo daß vereinzelt ſelbſt X über Notiz 
angelegt wurde. (B.: u. 9.3.) 
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Berliner Börse vom 21. Februar 1861. 
Div. Z. 


Fonds- und Geldcourse. 1800 F 
Freiw. Staats-Anleihe[4141100%, G. ſoverschles. C. . 3½¼ 123 à 123% be 
Staats - Anl. von 1850, dito Prior A e 2 
52, 54, 65, 56, 57 4 101 ba. dito Prior B 9 3½ 80 B. 
dito 1953| 4 |96 bz. dito Prior CO. — li — 
dito 1859| 5 eee dito Prior D..| — | 4 [88 bz 
Staats-Schuld-Sch. .. 3½ 87½ bz. dito Prior E — 3½ 76% bz 
Präm.-Anl. von 1855 ½ 7 B dito Prior F. — 1½94½% bz 
Berliner Stadt-Obl. 4/101 0 Oppeln-Tarnow. % 432 bz 
Kur- u. Neumärk.. 31,91%, ba. Pünz-W. (8. V) 463% bz 
n Rheinische . — | 4 2 bz 
E pet erde 314,189 ba dito (8t.) Pr. — | 4 |92 bz 
=‘p ee er, dito Prior. — 4 86 G 
5 nam weise 0 2 dito v. St. gar.] — 3½% 80% 8 
A e = Rhein-Nahebahn | — 235% B 
| ito naue 89%, bz Ruhrort-Crefeld. | — 3½ 76 ba. 
Schlesische 25 — — — Starg.-Posener — 3083 bz U 
Kur- u. Neumärk. 96 bz. nge „ 
= b rg Thüringer 1 % bz 
eme 460.6. Wilhelms-Balın — | 4 1361, 6. 2 
E Posensche ER 492 ½ bz. dito Prior 12 2 . 3 
5 | Preussische 8 4 95½% bz dito III. Ein. — 4% 85 B 
= | Westf. u. Rhein.. 4 98½ G6. e 1 15722, 
ene / dito Prior St.] — 4½ 72½ G. 
Sächsische 2 0. dio dito — [8 8 
Schlesische. 1 8 N Au 
Louisdor . . % bz. Preuss. und ausl. Bank-Action. 
Goldkronen ... . 1 44. 6 Dix. Z. 
m > 2 1860 F. 
Ausländische Fonds, Berl. K.-Verein .| — 1 115 6 
Oesterr. Metall. . . . 5 [44 B. Berl.-Hand.-Ges. | — 480 6. 
dito ö4er Pr.-Anl. | 4 |57 bz. Berl. W.-Cred. G.| — | 5 I — — 
dito neue 100 .-fl. I. — |51Y, B. Braunschw. Bunk — | 4 [66 E 
dito Nat.-Anleihe.| 5 51%, 4 52½ been B. Bremer 1 5 498 % B 
Russ.-engl. Anleihe ..| 5 102 G. Coburg. Credit-A.) — | 4 [42 B 
dito 5. Anleihe. ..| 5 88 etw. bz. Darmst. Zettel-B.! — | 4 1941, @ 
dito poln. Sch.-Obl.| 4 |S1Y, bz. Darmst. (abgest.)| — | 4 72 8. 
Poln. Pfandbriefe ...| 4 |—- — — Dess. Creditb.-A. | — | 4 14% a ½ bz. u. B. 
dito III. Em... 4 85% bz. u. B. Disc.-Cm.-Anthl. | — | 4 |80% a81% bz. u. G. 
Poln Obi: à 500 Fl. . 4 |91 G. Genf. Creditb.-A.| — | 4 22 bz. u. B. (i. D.) 
dito à 300 Fl. . 5 93% bz. Geraer Bank . — | 4 |70 etw. bz. u. B. 
dito à 200 Fl. . — 23 6. Hamb. Nrd. Hank 4 | 4 |82%, etw. bs. 
Kurhess. 40 Tlr. ...|— 461%, etw. bz. u. B. „ Ver „ 411 4100 B. 
Baden 35 El. ... 30% ». Hannůo v. 400% @ 
n 5 8 
Actien-Course. Tur N a Be 77 
Div. 2 Magd. Priv. „ 3% 4 78½ 6 
— 1860| P. 5 Mein.-Creditb.-A. [ — | 4 67% ba. u. G 
Aach.-Düsseld...| — 3½ 74% bz. Minerva-Bwg.-A. | — 5 [20% bz 
Aach.-Mastricht. | — 17½ ba. Oester. Crdtb.-A.| — | 5 136% & N ba 
Amst.-Rotterdam — | 4 |784, bz. Pos Prov. Bank 65% 4 81 ½ ba. 
Berg.-Märkische | — | 4 84% 4 % bz Preuss. B.- Anth.| — 4½ 128 G 
Berlin-Anhalter.| — | 4 112% &. Schl. Bank-Ver. | — u 79 etw. bz. 
Berlin-Hamburg. | — | 4 [110 8. Thüringer Bank | — | 4 1½ d. 
Berl.-Potsd.-Mgd | — | 4 |140 ba. Weimar. Bank. — | 4 74 8 
Berlin-Stettiner .| — | 4 107 bz. (. D.) 2 
Breslau-Freibrg. | — | 4 |85 bz. Wechsel-Course. 
Cöln-Mindener ..| — 555 135 bz. 
Franz. St.-Eisenb.“ — 129 4 129½ bz. u. G. 
Ludw.-Bexbach. | 9 | 4 129½ bz., Ende 130 
Magd.-Halberst. .| — |4 193 6. ba. u. B. 
Magd.-Wittenbrg.| — | 4 33 4½ G. 
Mainz-Ludw. A. | — | 4 |99%, bz. u.G.(m.C.3) 
Mecklenburger. — | 4 |46 a 46%, b. 
Münster-Hammer| — | 4 92½ 6. 
Neisse-Brieger ..| — | 4 [52 . 
Niederschles . — | 4 94½ br. 
Eee a | ee „ 
‚Nesib, 2 h i bn. — 
Oberschles. A...| — 3½ 123 4 123%, bz. 
dito B. . — 3½ l ½ ba. 


Berlin, 21. Febr. Weizen loco 70-83 Thlr. pr. 2100 
82—83pfd. bunter polniſcher 80 Tölt ab Bahn pr. 2100 Pfd. bez. — 4 — 
gen loco 80—8lpfd. 49 Thlr. frei Mühle pr. 2000 Pfd. bez. Febr. 48.— 
% Thlr. bez., 48% Thlr. Br., 4874 Thlr. Gld., Febr.⸗März 48% — 7 Thlr. 
bez. und Br., 48% Thlr. Gld., Frühjahr 48 —48 Thlr. bez., Br. und 
Gld., Mai⸗Juni 487 — 4 Thlr. bez. und Br., 48 Thlr. Gld., Juni⸗Juli 
48% — 48 j Thlr. bez. und Gld., 48% Thlr. Br. — Gerſte, aroße und 
kleine, 42—47 Thlr. pr. 1750 Pfd. Hafer loco 25½ —27½ Thlr., 
Lieferung pr. Febr. und Febr.⸗März 26% Thlr. Br., März⸗April 26% Thl. 
bez., Frühjahr 26, —26 Thlr. bez. und Gld., 26% Thlr. Br., Juni⸗Juli 
27 Thlr. bez. — Erbſen, Koch⸗ und Futterwaare 47—57 Thlr. — Ruböl 
ı0co 11% Thlr. bez., Febr. und Febr.⸗März He: Thlr. bez. und Br., 
11% Thlr. Gld., Maͤrz⸗April 11%. Thlr. Br., 11% Thlr. Gld., April⸗Mai 
11 — „ Thlr. bez. und Gld., 11% Thlr. Br., Mai⸗Juni 1194-1, 
Thir. bez., 11% Thlr. Br., 11% Thlr. Gld., Sept.⸗Oktbr. 11% Thlr. bez., 
Br. und Gld. Leinöl loco 11% Thlr., Lieferung 10% Thlr. bez. — 
Spiritus loco ohne Faß A Tlr. bez., Febr. und Febr.⸗März 20% 
Thlr. bez. und Gld., 20% Thlr. Br., März⸗April 20%— 20%, Thlr. bez., 
April⸗Mai 214, —20½— 21% Thlr. bez. und Br., 21 Thlr. Gld., Mai⸗ 
Juni 21, — 7½ Thlr. bez., 21% Thlr. Br., 21% Thlr. Gld., Juni⸗Juli 
21½ Thlr. bez., Br. und Gld., Juli⸗Aug. 2171 . Thlr. bez. 

Weizen in matter Haltung. Roggen loco überwiegend offerirt, doch 
ohne Begehr, daher der Umſatz ſehr beſchränkt blieb. Termine wiederum 
billiger verkauft. Rüböl neuerdings billiger verkauft. Spiritus anfangs 
ſehr flau und weichend, ſchließt feſt und wieder höher bezahlt. 


Stettin, 21. Februar. 
Weizen flau, oe pr. Söpfd. gelber 77-83 Thlr. nach Qualität bez., 
geringer bunter poln. 78—80pfd. 77—79 Thlr. bez., pr. Frühjahr 85pfd. 
gelber 85 , —85 Thlr. bez., und Gld., 85 , Thlr. Br., 83 -Söpfd. 82 Thlr. 
dez., Br. und Gld. — Mog gen flau und niedriger, loco pr. 77pfd. 45% 
44% Thlr. bez., 77pfd. pr. Febr. 45% Thlr. bez., pr. Frühjahr 46% 
Thlr. bez., 46 Thlr. Gld., pr. Mai⸗Juni 4674 Thlr. bez. und Br., pr. Juni⸗ 
Juli 47%, Thlr. Br. — Gerſte, loco pr. 70pfd. Oderbruch 48 —49 Thlr. 
bez., feine große marker 46% Thlr. bez., pr. Frühjahr 69—70pfd. 44 Thlr, 
Br., 68.—70pfd. 4314 Thlr. Br. — Hafer loco pr. 50pfd. 26 Thlr. bez., 
pr. Frühj. 4750 pfb. 287, Thlr. Br., 27% Thlr. Gld. — Erbſen, loco 
kleine Koch⸗ 47—48—48½ Thlr. bez., Futter⸗ 45—46 Thlr. bez. — Wik⸗ 
ken loco 43 Thlr. bez. — Leinſamen, elbinger 11 Thlr. bez. — Rübböl 
matt, loco 11% Thlr. bez. und Br., pr. April⸗Mai 11½— 1 % Thlr. bez., 
Br. und Gld., pr. Sept.⸗Okt. 111% Thlr. Br. — Leinöl loco incl. Faß 
11½ Thlr. Br. — Spiritus matt, loco ohne Faß 20% Thlr. bez., pr. 
Febr.⸗März 20% Thlr. Gld., pr. März⸗April 20% Thlr. Br., pr. Frühjahr 
21 Thlr. bez., Br. und Gld., pr. Mai⸗Juni 21% Thlr. bez., Br. und Gld., 
pr. Juni⸗Juli 21½ Thlr. Gld. F 

Die amſterdamer Depeihe von geſtern meldet: Weizen unverändert. 
Roggen in loco ſtille, auf Termine 3 Fl. niedriger. Raps pr. April 69 L., 
pr. dr. 69½ L. Rüböl pr. Mai 37% Fl., Herbit 38% Fl. 

Die londoner Depeſche von geſtern meldet: Der arkt war ſchwach 
beſucht und beſchränktes Geſchäft zu Montagspreiſen. 


Breslau, 22. Febr. lproduttenm gane Träges Geſchäft in 
allen Getreidekörnern, mäßige Zufuhren und Angebote von Bodenlägern, 
geringe Kaufluſt und Preiſe ziemlich unverändert. — Del: und Kleeſaaten 
behauptet. — Spiritus matter, pro 100 Quart loco 20%, Febr. 20% B. 


Börſen⸗Bericht von Joſeph Neifjer.] - 


Sgr. Sgr. 
Weißer Weizen . 80 86 92 96 Winterraps. . 90 94 96 98 100 
Gelber Weizen . 78 85 90 94 Dinterzüßfen 80 84 87 89 91 
Brenner⸗Weizen . 68 72 76 78 Sommerrübſen 75 80 84.86 88 
Roggen 58 60 62 64 Schlagleinſaat 70 75 80 85 90 
Gerſte 48 52 56 60 Thlr. 
Hafer 28 30 32 34 BER. 
Kocherbſen 60 62 64 66 Rotbe Kleeſaat 12 14 15 16% — 
„ . 54 56 58 60 [Weiße dito 12 15 18 5 

icken . . 45 50 53 56 Thymothee. . . 8 9 10 105 


R. Bürkner in Breslau. 


Verantwortlicher Redakteur: 
Friedrich) in Breslau, 725 


Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. 


